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Nach Verfassungsgerichtsurteil in Gießen:
K.O.B.R.A. fordert Konsequenzen bei Polizei
und Justiz

„Die Selbstgefälligkeit Gießener Uniform- und Robenträger muss ein
Ende haben“, fordert die Gießener Antirepressionsplattform K.O.B.R.A.
nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts, das vor wenigen
Tagen die Verurteilung eines politischen Aktivisten aufhob, weil nicht
dieser, sondern die eingesetzte Polizei, der die Aktion veranlassende
hessische Innenminister, die dann Anklage erhebende
Staatsanwaltschaft und alle befassten hessischen Gerichte das Recht
gebrochen hatten. Das Landgericht muss den Fall nun neu verhandeln.
„Wir werden genau hinsehen, ob die Serie von Rechtsbeugung und
Lügen weitergeht, um politisch unerwünschte Personen trotz der
Schelte aus Karlsruhe mundtot zu machen“, kündigte die Gruppe an.

In der Entscheidung 1 BvR 1090/06 hatte das Verfassungsgericht allen
Instanzen und Beteiligten bescheinigt, das Versammlungsrecht krass
missachtet zu haben. Innenminister Bouffier hatte am 11.1.2003 eine
seine Politik kritisierende Versammlung von der Polizei angreifen und
den Redner festnehmen lassen. Dieser soll sich dagegen gewehrt
haben und wurde deshalb zu einer Haftstrafe ohne Bewährung
verurteilt. Dass Polizei, Staatsanwaltschaft und Gerichte einem Irrtum
unterlegen waren, der jetzt durch das Verfassungsgericht korrigiert
wurde, glaubt bei K.O.B.R.A. niemand: „Die haben absichtlich das Recht
gebrochen. Der Angriff auf die Demo war derart haarsträubend, dass es
jedem Richter und jeder Richterin selbstverständlich aufgefallen ist. Sie
wollten aber verurteilen und haben deshalb bewusst falsch geurteilt.
Das sind deutliche Fälle von Rechtsbeugung!“

K.O.B.R.A. fordert nun, die Anklage fallenzulassen: „Das Opfer der
Polizei- und Justizwillkür hat damals in Haft gesessen sowie im Jahr
2006 nochmals mehrere Tage. In allen Fällen war das rechtswidrig. Den
Tätern dieser Freiheitsberaubung ist bislang nie etwas passiert. Die
Gießener Staatsanwaltschaft ist immer nur angriffslustig, wenn es
gegen ihre Kritiker geht. Vertreter aus Polizei und staatlichen
Institutionen werden dagegen gedeckt“. Als weitere Forderung sollen
Vorgänge endlich aufgearbeitet werden, die in den vergangenen Jahren
ähnlich wie die jetzt vom Verfassungsgericht gekippte Haftstrafe der
Unterdrückung justiz- und polizeikritischer Meinungen galten. „Wir
fordern die Aufarbeitung der bislang verschwiegenen Polizeiaktionen,
Hausdurchsuchungen und Festnahmen vom 14.5.2006, bei denen
Straftaten erfunden wurden, um Inhaftierungen vornehmen zu können!
Auch da war der hessische Innenminister der Initiator der Übergriffe!“
Ebenso verweist K.O.B.R.A. auf die schon eingestellten Skandalfälle,
angefangen von den Straftaten führender Politiker in Gießen wie der
Falschaussage des CDU-Stadtverordneten Gail oder der erfundenen
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Hinweis:
Diese Presseinfo ist keine Stellung-
nahme „der“ Gruppe K.O.B.R.A.,
denn diese Gruppe gibt es nicht. Viel-
mehr ist es eine Anlaufstellen, in der
Menschen mit ihren Ideen aktiv
werden können. Ziel ist, Informa-
tionen über Repressionsmethoden
und emanzipatorische Alternativen zu
veröffentlichen und Menschen zu hel-
fen, sich gegen die Übergriffe von Po-
lizei und Justiz zu wehren.
Alle Stellungnahmen unter dem
Namen K.O.B.R.A. erfolgen anonym.
Das von den Nazis gegen jüdische
Rechtsanwälte gerichtete
Rechtsberatungsgesetz gilt bis heute
und stellt Rechtsberatung durch
Personen, die der Staat dazu nicht
legitimiert hat, unter Strafe.
AktivistInnen bei K.O.B.R.A.
missachten dieses Gesetz bewusst
und fordern den Staat auf, tätig zu
werden, damit ein Gerichtsprozess
dieses Gesetz demaskieren kann.

Gegen autoritäre Politik,
Strafe und Kontrolle!
Für Autonomie und Koope-
ration!



Bombendrohung des Bürgermeisters Haumann über Manipulationen in
Gerichtsverfahren wie erfundene Fußabdrücke, ständige Falschaussagen und
illegale Beweismittel bis zu den Höhepunkten völlig frei erfundener Straftaten wie
dem vermeintlichen Brandanschlag, zu dem eine Gedichtelesung am 9.12.2003
mutierte. „Was hier von Seiten der Staatsanwaltschaft und etlicher Gerichte
vertuscht und verbogen wird, ist reihenweise Rechtsbeugung. In dieser
Verfassung sind die Gießener Polizei- und Justizbehörden selbst die Quelle
umfangreicher Straftaten, die nie in irgendeiner Statistik auftauchen. Konsequent
wären eigentlich Anklagen wegen Bildung krimineller Vereinigungen!“ heißt es in
der Antirepressionsgruppe. Zudem wirft sie Innenminister Bouffier vor, der
Hauptdrahtzieher im Hintergrund zu sein: „Bouffier stammt aus Gießen, darum
stört ihn die Kritik hier besonders. Er hat etliche der Polizeiattacken veranlasst.
Wenn nicht die Medien in Gießen den wichtigsten Politiker der Stadt ständig
schützen würde, wären seine kriminellen Energien im Umgang mit Opposition
längst offensichtlich!“

Mehr Informationen:

 - Politische Verfahren in Gießen (mit Link zum Verfassungsgerichtsurteil):
www.projektwerkstatt.de/prozess
 - Download des Urteils:
www.projektwerkstatt.de/antirepression/prozesse/verf/urteil.pdf

 - Skandalöse Repressionsmaßnahmen der Gießener Polizei:
www.polizeidoku-giessen.de.vu
 - Besondere Seite zum 14.5.2006: www.projektwerkstatt.de/14_5_06

 - Veranstaltungsangebot „Fiese Tricks von Polizei und Justiz“:
www.projektwerkstatt.de/fiesetricks
 - Rechtstipps: www.prozesstipps.de.vu

 - Literaturtipp: „Widerstand ist Pflicht“, Dokumentation von Justiz- und
Polizeiskandalen im Raum Gießen (2006 im SeitenHieb-Verlag,
www.seitenhieb.info)
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